
DIE SPITZE

Filmreif
Alle reden vom Klima. Sogar
Prinz Charles soll auf seinen
Skiurlaub verzichtet haben,
um die Umwelt zu schonen.
Was uns ohne so 
beherztes Engagement
droht, hat die »Bild«-Zeitung
auf einer Landkarte darge-
stellt: 2071 wäre Meck-
Pomm eine Steppe, 
Mün chen ein Ort in den Tro-
pen, in dem Malaria-Fieber
ausbricht, und Stuttgart eine
Wüste (Daimler-Chrysler
müss te womöglich auf
»Wüs tenschiffe« umsatteln).
Zwar hat die Bundesregie-
rung auf EU-Ebene dafür 
gesorgt, dass die Klima-
schutzziele für die Autoin-
dustrie abgeschwächt wer-
den – damit Porsche- und
BMW-Fahrer ihre Autos nicht
auf den Schrottplatz fahren
und auf Fiat-Punto umstei-
gen. Aber auch die Regie-
rung tut was. Zumindest ihr
sozialdemokratischer Arm.
Um sich über die Lage der
Welt zu informieren, geht die
komplette Fraktion im März
ins Kino, berichtet der »Spie-
gel«. Die Abgeordneten wol-
len »Die unbequeme Wahr-
heit« ansehen, den Film des
ehemaligen US-Präsident-
schaftskandidaten Al Gore
über globale Klimaerwär-
mung. Danach wird wohl
»Rocky Balboa« auf dem
Programm stehen. Der Film
zeigt, was Abgeordneten
passieren kann, wenn sie die
Rente mit 67 beschließen.
Sylvester Stallone spielt dar-
in einen Rentner, der – statt
den Ruhestand zu genießen
– arbeitet. Er macht als Boxer
Karriere und teilt kräftig aus.
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TARIFRUNDE 2007 

»Gerechter Anteil«

Inhalt

In den Tarifkommissionen wird
zurzeit die Tarifempfehlung des 
IG Metall-Vorstands diskutiert.
Gleich nachdem der Vorstand 
am 6. Februar 6,5 Prozent empfoh-
len hatte, meldete sich Gesamt-
metall-Präsident Martin Kanne-
giesser in der »Bild«-Zeitung zu
Wort. Dieses Mal sei »weniger als
im Boomjahr 2006« drin, erklärte
er. Nach wie vor setzen die Arbeit-
geber auf eine niedrige prozen -
tuale Erhöhung, die durch 
einen einmaligen Konjunktur -
bonus ergänzt werden soll. 

Der Erste Vorsitzende der IG Me-
tall Jürgen Peters lehnte dies ab.
Es gebe auch keine »Einmal-Pro-
duktivität« und »Einmal-Inflati-
on«. Beide wirkten nachhaltig.
Darum bleibe die prozentuale 
Erhöhung entscheidend. Die Me-
tallindustrie kann 6,5 Prozent gut

verkraften, sagte der Zweite Vor-
sitzende der IG Metall, Berthold
Huber. Er wies darauf hin, dass die
Produktion in der Metallbranche in
den vergangenen 3 Jahren um 18
Prozent zugenommen hat. Davon
profitierten nicht nur die Großkon-
zerne. Auch die kleinen und mittle-
ren Betriebe hätten zugelegt. Ihre
Gewinne seien allein 2003 und
2004 um 35 Prozent gestiegen.
Dieses Jahr werde die Produktion
um 4,5 bis 5,5 Prozent wachsen.
»Wir fordern einen gerechten 
Anteil der Beschäftigten an die-
sem nachhaltigen wirtschaftlichen
Fortschritt«, sagte Huber. 

Peters appellierte an die Arbeit-
geber, auf lange Tarifrituale zu 
verzichten und zügig ein Angebot
vorzulegen. Er erklärte, die 
Gewerkschaft sei auf eine harte 
Tarifrunde vorbereitet.

Quelle: Statistisches Bundesamt, VGR

Anteile  am Bruttoinlands-
produkt (BIP) in Prozent, 2006

Wachstum in Prozent,
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Der Privatkonsum trägt viel mehr zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) bei
als der Außenhandel (links). Doch nur der Export wächst kräftig
(rechts). Für ein stabiles Wachstum brauchen die Menschen mehr Geld.
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U m w e l t

»Auflagen als Chance begreifen«

direkt gefragt:

der Diskussion um strengere CO2-
Grenzen für Auto-Abgase. Umwelt-
schutz wird von manchen Indus -
trien noch immer als Arbeitsplatz-
killer verteufelt. Nach Ansicht des 
IG Metall-Vorsitzenden Jürgen 
Peters ein falscher Ansatz. Umwelt-
verträglichkeit und Beschäfti-
gungssicherheit seien kein Wider-
spruch, sondern eine Chance für
die Autoindustrie, erklärte Peters
während eines Treffens mit EU-
Kommissar Günther Verheugen in
Brüssel. Er forderte die Autoin-
dustrie auf, ökologische Auflagen
als Chance für beschäftigungspoli-
tische Innovationen zu begreifen.

Gemeinsam mit Bundesumwelt-
minister Sigmar Gabriel will die 
IG Metall Vorschläge erarbeiten,
wie sich der Kohlendioxidausstoß
in den nächsten Jahren verringern
lassen kann. Denn für Peters steht
fest: »Wir haben keine Ersatz-Erde
im Kofferraum, die wir auspacken
können – wir müssen handeln.«

2

Die Ergebnisse des UNO-Klimabe-
richts versprechen für die Zukunft
nichts Gutes. Die Erde wird wär-
mer, und der Mensch trägt einen
wesentlichen Teil dazu bei. Zu 
diesem Ergebnis kommen die Ver-
fasser der Studie.
Um bis zu 6,4 Grad könnte die
Durchschnittstemperatur in den
nächsten 100 Jahren steigen, pro-
phezeien die Forscher. Die Folgen
wären dramatisch. Die Zahl der Wir-
belstürme, Dürrekatastrophen und
Überschwemmungen würde stei-
gen. Ganz aufhalten lässt sich der
Klimawandel nach Einschätzung
der Forscher nicht mehr. Aber
durch eine drastische Reduzierung
des CO2-Austoßes ließe sich der
Temperaturanstieg verringern und
die Klimakatastrophe abmildern.

Die Warnungen sind eindeutig.
Dennoch stößt Umweltpolitik noch
immer auf heftigen Widerstand.
Das zeigte sich bereits kurz nach
Veröffentlichung des Berichts an

»Energie kann man fast überall sparen. Zum Beispiel
auch bei der Frage, wie die Beschäftigten zu ihrem 
Arbeitsplatz kommen. Bei uns gibt es seit 8 Jahren 
einen Bustransfer für Kollegen und Kolleginnen, die in
einem 30 Kilometer entfernten Betrieb arbeiten. Seit
Kraftstoffe immer teurer werden, sind viele vom eige-
nen Auto auf den Bus umgestiegen. Betriebe müssten
aber auch stärker erneuerbare Energien einsetzen.«

Andreas Wendland, Betriebsratsvorsitzender, Flender und
Winergy, Bocholt

»Wir kommen nicht darum herum, den CO2-Ausstoß
zu reduzieren. Wer etwas anderes erzählt, redet
Quatsch. Deshalb haben Arbeitnehmer bei uns schon
vor 13 Jahren den Arbeitskreis Umwelt gegründet. Wir
diskutieren mit Experten über spritsparende Motoren
und CO2-arme Kraftstoffe und verstehen uns als Ideen-
geber. Als das Motorenwerk in Bad Cannstatt gebaut
wurde, haben wir uns für eine moderne Solaranlage
eingesetzt. Für uns ist das Thema wichtig. Schließlich
brauchen wir zukunftsfähige Arbeitsplätze.«

Udo Bangert, Betriebsrat, Pkw-Entwicklung Daimler-Chrysler,
Untertürkheim

»Leider fallen Unternehmen beim Thema Kosten 
immer nur Lohnkosten ein. Sie denken selten daran,
durch mehr Effizienz bei Rohstoffen, Energie und Mate-
rial Kosten zu sparen. In der Stahlerzeugung haben wir
zwar in Deutschland technisch sehr viel getan, um den
CO2-Ausstoß zu mindern. Bei unseren Kraftwerken
ließe sich mit moderner Technik aber noch einiges her-
ausholen. Auf Stahl können wir nicht verzichten. Er ist
stabil und weist in Fragen der Langlebigkeit, Reparier-
barkeit und Wiederverwendbarkeit eindeutige Vorteile
gegenüber anderen Werkstoffen auf.«
Willi Segerath, Gesamtbetriebssratsvorsitzender, Thyssen
Krupp-Steel

»Was technisch möglich ist, wird bei uns gemacht.
Bei unseren Schiffen halten wir die Vorgaben für Emis-
sionen ein und versuchen immer das Beste herauszu-
holen. Das erwarten auch unsere Kunden.«
Holger Bischoff, stellvertretender BR-Vorsitzender, Lürssen
Werft, Bremen

»Wenn Unternehmen es ernst meinen mit dem Um-
weltschutz, müssen sie auch bei Standortentscheidun-
gen ökologische Fragen bedenken. Energiekosten
kann man auf verschiedene Arten senken. Wer seine
Produktion in Länder verlagert, um billige Energie zu
nutzen, ist beim Umweltschutz nicht glaubhaft. Den
Klimawandel bremsen wir schließlich nur, wenn wir
weniger Energie verbrauchen.«

Dirk Linder, BR-Vorsitzender, Osram Glaswerk, Berlin

Die Erde kommt ins Schwitzen. Wenn  der Klimawan-
del gestoppt werden soll, müssen sich auch Unter-
nehmen mehr einfallen lassen. 

Was können Betriebe tun, um den 
Klimawandel zu bremsen?

B e t r i e b s r ä t e

Höhere Löhne
Unternehmen mit Betriebsrat zah-
len ihren Beschäftigten deutlich
höhere Löhne als Firmen, die keine
Arbeitnehmervertretung haben.
Das stellt das Zentrum für Europäi-
sche Wirtschaftsforschung fest.
Außerdem sind in Unternehmen
mit Betriebsrat die Abstände zwi-
schen den Lohngruppen geringer.
Auch die Unterschiede in der 
Bezahlung von Männern und Frau-
en sind nicht so groß, wenn 
Betriebsräte etwas zu sagen 
haben. Untersucht wurden die 
Daten von 8 5oo Betrieben mit 1,3
Millionen Beschäftigten. Die ganze
Studie: www.zew.de 3 Forschung

Elektro-Handwerk

Mindestentgelte
Wenn der Tarifausschuss beim 
Arbeitsministerium zustimmt, gel-
ten ab 1. März neue Mindestent-
gelte für das Elektrohandwerk. In
Westdeutschland ist dann das Min-
destentgelt von 9,20 Euro verbind-
lich, im Osten inklusive Berlin gel-
ten 7,70 Euro. Weitere Erhöhungen
sind in 3 Stufen für Anfang 2008,
2009 und 2010 vereinbart. Bis
2010 werden die Mindestentgelte
auf 9,60 Euro (West) und 8,20 Euro
(Ost) steigen. Stimmt der Tarifaus-
schuss zu, wird der Tarifvertrag für
die Beschäftigten des Elektrohand-
werks auf Baustellen für allge-
meinverbindlich erklärt.
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In keiner Zeit ist die IG Metall so
präsent wie in einer Tarifrunde. In
der Tageszeitung, im Fernsehen,
auf dem Flugblatt im Betrieb –
überall ist zu lesen, was die 
IG Metall fordert. Es gibt keine
bessere Gelegenheit, um Beschäf-
tigten die Vorteile einer Mitglied-
schaft vor Augen zu führen. Wie es
in der Tarifrunde 2006 gelungen
ist, Arbeitnehmer für die IG Metall
zu interessieren und sie zu bin-
den, zeigt direkt mit Beispielen
aus verschiedenen Verwaltungs-
stellen. Nicht immer ist der Erfolg
in großen Zahlen messbar. Wichtig
ist, dass die Nähe zur IG Metall ge-
wachsen ist. Eins gibt es leider
nicht: das Patentrezept zur Mit-
gliedergewinnung.

3Detmold: Aus purer Dankbarkeit
für das gute Tarifergebnis kommt
kein neues Mitglied zur IG Metall.
Wichtig ist die Zeit davor, zeigt die
Erfahrung des Ersten Bevollmäch-
tigten Reinhard Seiler. Nach der
Tarifrunde stehen Betriebsräte
und Vertrauensleute ohnehin vor
anderen Problemen. Also muss die
Spannung während der Verhand-
lungen genutzt werden. Nichts
bleibt dem Zufallsprinzip überlas-
sen: Schwerpunktbetriebe werden
ausgewählt, regelmäßige Treffen
bringen alle Funktionäre auf den
gleichen Wissensstand.

3Landshut: Die Vertrauensleute
sind wichtige Meinungsbildner.
Sie werden im Vorfeld mit Argu-
menten zur Tarifpolitik versorgt.
Nach jeder Tarifverhandlung
schickt ihnen der Erste Bevoll-
mächtigte Robert Grashei einen
Bericht per E-Mail. »So haben sie
den Verhandlungsstand direkt und
bekommen ihn nicht nur aus den
Zeitungen am nächsten Morgen
mit.« Um möglichst nah an den
Betrieben zu sein, ruft die Verwal-
tungsstelle in der heißen Phase
nach jeder Verhandlung ihren Ak -
tionsausschuss ein. Das sind 118
aktive Multiplikatoren in den Be-
trieben. 

3Waiblingen: Wenn die Forde-
rung mit den Bedürfnissen der Be-
schäftigten übereinstimmt, läuft

3

es gut. So war es letztes Jahr, und
so sieht der Erste Bevollmächtigte
Dieter Knauß die Lage auch jetzt:
»Die Menschen erwarten von uns
eine Verbesserung ihres Einkom-
mens – jemand anders macht’s
nicht.« Die Tarifrunde selbst ist die
beste Werbeaktion, näher dran
sein kann man nicht. Dass sie 
genutzt wird, um die Zögernden zu

überzeugen, wird in allen Gremien
offensiv angesprochen. 

3Leipzig: Ein Zugpferd in der 
Region zieht die schwächeren 
Betriebe mit. »Unser Glücksfall
war BMW«, sagt die Bevollmäch-
tigte Sieglinde Merbitz. Als die 
ersten Warnstreiks dort anfingen,
war das für die Beschäftigten 
anderer Unternehmen ein Signal.
Sie kamen bald dazu. Mit neuem
Selbstbewusstsein entschlossen
sich viele Beschäftigte, jetzt Mit-
glied zu werden. Dafür bekamen
sie ein Geschenk von der IG Metall
Leipzig. »Denn wir wollen den Neu-
en zeigen, was sie uns wert sind.«

3Extranet:
Das Extranet bietet
einen täglichen Info-
dienst. Dieser Dienst
der IG Metall weist
auf Neuigkeiten hin,
empfiehlt interes-
sante Presseartikel,
liefert eine Infogra-
fik, stellt neue
Rechtsentscheidun-
gen vor und enthält
außerdem einen
Servicetipp.

3Phantasie ist ge-
fragt. Wer werben
will, muss sich et-
was einfallen las-
sen. »Tarifrunde 007
– Deine Lizenz zum
Mitglieder werben«. 

Viel Nützliches für
Werber im Extranet:
extranet.igmetall.de
3IG Metall 
3Mitglieder werben

E x t r a n e t

3Rendsburg: Tarifrunden müssen
Spaß machen. Die große Plastik-
hand im letzten Jahr war der Ren-
ner, erinnert sich der Bevollmäch-
tigte Kai Petersen. So etwas
braucht man und ein ausgefeiltes
Aktionsmanagement, auch für die
kleinen Betriebe. Unerlässlich: die
möglichst große Nähe zu den Sor-
gen in den einzelnen Firmen. »Jede
Woche gibt es ein Thema, das die
Menschen in ihrem Laden fuchst.
Da knüpfen wir an, um die Unorga-
nisierten zu gewinnen.« 

3Göttingen: Die ganz normale 
Arbeit machen. Das heißt für Gerd-
Uwe Boguslawski und sein Team
in der Verwaltungsstelle: auch
und gerade in der Tarifrunde die
betrieblichen Konflikte beobach-
ten und »aktionsorientiert« nut-
zen. Viel Einsatz bei rund 95 Unter-
nehmen, die zu betreuen sind.
»Man kann sich nicht zurückleh-
nen. Aber die Mühe lohnt sich.«

3Mittelhessen: Zielvereinbarun-
gen für die Mitgliedergewinnung
sichern Verbindlichkeit. Alle 
Betriebe schließen mit der Verwal-
tungsstelle eine Vereinbarung ab,
wie viele Neue sie gewinnen wol-
len. Das hat zu einem Mitglieder-
Plus geführt, berichtet Holger Tim-
mer, der Erste Bevollmächtigte.
Seine Erfahrung: »Wir müssen die
aufgeschlossene Stimmung vor
dem Tarifabschluss nutzen. Ist das
Ergebnis erst mal da, läuft nicht
mehr viel.«

Jetzt beginnt die heiße Phase der
Tarifrunde. Im Extranet wird das
Info-Angebot für alle Aktiven in
der IG Metall ständig aktualisiert.

Betriebsräte und Vertrauensleu-
te finden hier wirtschaftliche Ana-
lysen und Präsentationen zu den
Rahmenbedingungen. Infografi-
ken zu Produktivität und Lohn-
stückkosten, Produktion, Löhnen,
Exporten, Gewinnen und Einkom-

men gibt es zum Ausdrucken. Flyer
und Plakate können bestellt oder
heruntergeladen werden. 

Die Logos der Tarifrunde stehen
auch als Druckvorlage zur Verfü-
gung. Regionale Flugblätter gibt
es ebenso wie interessante Pres-
seartikel und Interviews. Und nicht
zu vergessen: Es gibt auch Argu-
mente und Aushänge fürs
schwarze Brett. 

Was in der Tarifrunde wichtig ist

Extranet: extranet.igmetall.de
Erstanmeldung: extranet.igmetall.de/erstanmeldung

Die Tarifrunde selbst ist die beste Werbeaktion
T a r i f r u n d e  /  M i t g l i e d e r w e r b u n g
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R ü d i g e r  L ü t j e n
Betriebsratsvorsitzender bei Airbus, Hamburg

?direkt: Endet die Solidarität der
Betriebsräte an Ländergrenzen?
3Lütjen: Nein, mit Sicherheit nicht.
Aber wenn in einer Krise, wie wir sie
jetzt erleben, missverständliche 
Interviews gegeben werden, ent-
steht eine angespannte Situation.
Sich über die Vor- oder Nachteile
der Kollegen im anderen Land zu
äußern – das geht nicht. Ich streite
mich gern mit dem Management,
aber nicht mit meinen EBR-Kolle-
gen. Bisher hat unsere Zusammen-
arbeit gut funktioniert, und wir 
haben das gerade in Deutschland
und Frankreich mit einem sehr ge-
lungenen Aktionstag demonstriert. 

?direkt: Was müsste in der EBR-
Arbeit besser laufen?
3Lütjen: Wir müssen gemeinsame
Positionen entwickeln und uns ver-
lässlich an Absprachen halten. Vor
allem müssen wir klären, ob 
zwischen unseren Standorten
tatsächliche Interessengegensätze
bestehen, oder ob wir nur über die
kulturellen Unterschiede stolpern.
Etwa, dass die Deutschen immer
sehr direkt an die Dinge gehen und
versuchen, vor der Unternehmens-
entscheidung etwas zu organisie-
ren. Die Franzosen werden nach ei-
ner Entscheidung aktiv und mobili-
sieren mächtig. Dazu kommt: Auf
der französischen Seite haben wir 
5 verschiedene Gewerkschaften. Da
kommen wir nicht immer leicht auf
einen gemeinsamen Nenner.

?direkt: Was wollt ihr konkret 
gemeinsam unternehmen?
3Lütjen: Wir werden uns mit dem
Vorschlag von Airbus-Chef Gallois
auseinandersetzen und dann Stra-
tegien entwickeln. Eine unsere For-
derungen ist klar: Alle Standorte
müssen erhalten bleiben. Wir wer-
den uns unterhaken und gemein-
same Aktionen vorbereiten.

?direkt: Wie haben die Beschäftig-
ten auf die EBR-Querelen reagiert?
3Lütjen: Das wurde wahrgenom-
men, spielt aber keine große Rolle.
Die Zusammenarbeit der Kollegen
aus Deutschland, Frankreich, Eng-
land und Spanien funktioniert
nämlich praktisch ausgezeichnet.

3 Im Gespräch

Der Airbus-Betriebs-
rat plädiert für eine

engagierte Industrie-
politik der deutschen

Regierung. Die 
Geschicke eines Kon-
zerns wie EADS kön-

ne man nicht allein
dem Markt überlas-
sen. Der Betriebsrat

verweist auf das 
Engagement von

Frankreich und 
Spanien in der 
europäischen 

Holding.

direkt  3/2007

A i r b u s G e w e r k s c h a f t e n

Die Nachrichten sind widersprüch-
lich: Die eine Zeitung meldet, in
Deutschland sei kein Airbus-
Stand ort gefährdet, die nächste
schreibt das Gegenteil. Sicher ist,
dass die Konzernspitze am 20. Fe-
bruar einen Sanierungsplan vorle-
gen wird. Über die geplanten Ein-
schnitte könne man jetzt nur spe-
kulieren, meint der Betriebsrats-
vorsitzende Rüdiger Lütjen. Er hält
eine »Boeing«-Lösung, also ver-
stärktes Auslagern von Fertigung,
für gefährlich. Dabei sei das Risiko
für die Arbeitsplätze groß und viel
Know-how gehe verloren. Wün-
schenswert sei eine stärkere Be-
teiligung des deutschen Staates
an dem Konzern.

Gewerkschaften in Europa und auf
anderen Kontinenten haben un-
terschiedliche Traditionen, aber
ähnliche aktuelle Probleme. Sie
müssen sich erneuern, wenn sie
weiterhin eine tragende politische
und soziale Rolle spielen wollen.
Das ist das Fazit einer Studie 
im Auftrag der Hans-Böckler-Stif -
tung. Stichworte: Mitglieder ge-
winnen, neue Gruppen – Frauen,
Migranten, Jugendliche, prekär
Be schäftigte – erschließen.
Hälker, Vellay: »Union Renewal –
Gewerkschaften in Veränderung«.
Edition der Hans-Böckler-Stiftung
179. Bestellen über mail@setz
kasten.de, Fax: 0211-408009040 
Infos: www.union-renewal.de

wieder im Vordergrund steht (siehe
»Im Gespräch«). 

Viele Eurobetriebsräte machen
einen schwierigen Lernprozess
durch. Als Betriebsrat im heimi-
schen Werk war die Interessenlage
klar: Es geht immer um die Belange
der Beschäftigten vor Ort. Im eu-
ropäischen Rahmen müssen sie
weiter denken und die eigenen
Probleme mit denen der Kollegen
aus anderen Ländern in Verbin-
dung bringen. Sich nicht gegenein-
ander ausspielen lassen, ist ein
vernünftiges Ziel, das in der Praxis
schwer umzusetzen ist.

Gute Erfahrungen

Viele Eurobetriebsräte haben posi-
tive Erfahrungen gewonnen. Etwa
die Arbeitnehmervertreter von
Opel/General Motors: Anfang 
Februar trafen sie zusammen, um
sich auf die Entscheidungen über
die Zukunft der Astra-Produktion
vorzubereiten. Alle Standorte sol-
len erhalten bleiben, betriebsbe-
dingte Kündigungen soll es nicht
geben. Auch die Arbeitnehmerver-
treter von Volkswagen konnten
durch beharrliche Arbeit verhin-
dern, dass das Werk in Belgien 
geschlossen wird. Stattdessen
wird Arbeit umverteilt: Teile von
Audi werden nun im Werk Brüssel
produziert werden. 

Die Arbeit von Eurobetriebsräten
ist kein Schönwetterjob. In der 
Krise erweist sich, ob Vereinbarun-
gen und gute Vorsätze wirklich 
belastbar sind. Wenn die Arbeits-
plätze an einem Konzernstandort
im Land x bedroht sind, können die
Kollegen im Nachbarland nicht die
Hände in den Schoß legen. Das
Sankt-Florians-Prinzip kann in der
globalisierten Wirtschaft nicht gel-
ten. Werden die Standards in 
einem Werk gesenkt, wirkt sich das
auf alle anderen Standorte aus –
früher oder später. 

»Bei Airbus ist sich jeder selbst
der nächste«, schrieben die Zeitun-
gen, schon bevor die Öffentlichkeit
Genaueres über die Umstrukturie-
rungspläne des Unternehmens
wusste. Französische und deut-
sche Betriebsräte seien im Streit.
Tatsächlich waren die deutschen
Mitglieder des Europäischen Be-
triebsrats (EBR) verärgert über eine
Studie, die die französischen Kolle-
gen in Auftrag gegeben hatten. Da-
nach seien die französischen Stan-
dorte produtkiver als die deut-
schen. Die Analyse konnte deut-
schen Airbus-Beschäftigten nicht
gefallen. Gespräche zwischen den
deutschen und französischen EBR-
Kollegen haben dazu geführt, dass
die Wogen sich geglättet haben
und ein gemeinsames Vorgehen

Jeder sich selbst der Nächste?

Noch kein Konzept Neu denken

IG Metall und 
Eurobetriebsräte:

Alle Informationen,
auch über Seminare

und Workshops 
im Extranet: 

extranet.igmetall.de
3Aktive 3Euro-

betriebsräte

Böckler-Stiftung und
IG Metall laden zur

Tagung »Union Rene-
wal« in Kassel am

26./27. März ein. 
Anmelden per Fax:

0211/77 78 4124 oder
E-Mail: Heike-

Stempel@boeckler.de
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Das deutsche Berufsbildungssy-
stem steht vor einer Krise, warnt
der Soziologe Martin Baethge
(Göttingen) in einer Studie der
Friedrich-Ebert-Stiftung. Eines der
großen Probleme: Immer weniger
junge Menschen schaffen den Ein-
stieg ins Arbeitsleben über das
duale System. Wer keine guten No-
ten aus der (Haupt-)Schule vorwei-
sen kann, hat kaum eine Chance im
dualen System der Ausbildung in
Betrieb und Berufsschule. Nicht
einmal mehr ein Fünftel der Schul-
abgänger ohne und nur 2 Fünftel
mit Hauptschulabschluss bekom-
men einen Ausbildungsplatz. 

Vor allem die Situation ausländi-
scher Jugendlicher ist problema-
tisch: Nur noch etwas mehr als 
4 Prozent finden ihren Platz im

dualen System. Generell sind jun-
ge Männer in einer schwierigen
Lage. Wegen schlechterer Schulno-
ten landen jetzt schon 58 Prozent
in einer Warteschleife, also Bildun-
sangeboten unterhalb einer quali-
fizierten Berufsausbildung (junge
Frauen: 42 Prozent). 

Der schon jetzt abzusehende
Fachkräftemangel, über den die
Unternehmen klagen, sei hausge-
macht, sagt Baethge: Die Betriebe
hätten versäumt, in wichtigen
Branchen wie der Metall- und Elek-
troindustrie oder in der Bauwirt-
schaft ausreichend und voraus-
schauend auszubilden. 

Den vollständigen Text der Studie
gibt es im Internet: www.fes.de
3Publikationen 3Neuerscheinun-
gen 3Berufsbildung im Umbruch

Quelle: Friedrich-Ebert-Stiftung

So veränderten sich die Ausbildungswege
innerhalb von 10 Jahren

D u a l e  A u s b i l d u n g  n i m m t  a b

1995

2004

ÜbergangssystemSchulberufssystemduales System

16,9

17,1

51,2

43,3 39,6

31,9

Mit schlechten Noten wenig Chancen auf einen Ausbildungsplatz

B e r u f s b i l d u n g

5

Innerhalb von knapp 10 Jahren ist der Anteil der dualen
 Ausbildung um 8 Prozent zurückgegangen. Etwa gleich
  ge blieben ist der Teil derer, die ihren Beruf an einer  
Schu le lernen.

R e n t e n p o l i t i k

Das Thema Rente mit 67 erregt die
Gemüter. Mehr als 300 000 Metal-
lerinnen und Metaller gingen in
den vergangenen Wochen auf die
Straße, um gegen die Rentenpoli-
tik der Bundesregierung zu 
demonstrieren. Ein großer Erfolg,
auf dem sich die IG Metall aber
nicht ausruhen will.
Denn die Rente mit 67 ist noch
nicht vom Tisch. Das Gesetzge-
bungsverfahren läuft. Am 9. März
findet die 2. und 3. Lesung im Bun-
destag statt. Bis dahin sollen die
Protestaktionen auf jeden Fall fort-
gesetzt werden. Sollte die Bundes-
regierung die Rente mit 67 nicht
stoppen, geht die politische Aus-
einandersetzung auch nach dem
9. März weiter, erklärt der 
IG Metall-Vorstand. Dann könnte
sich der Konflikt bis zur Bundes-
tagswahl 2009 hinziehen.

40 Jahre sind genug
Wenn am 26. Februar im Bundes-
tag die Anhörung zur Rente mit 67
läuft, wird der Deutsche Gewerk-
schaftsbund (DGB) parallel dazu
eine Alternativ-Anhörung veran-
stalten. Hier werden die Gewerk-
schaften noch einmal ihre Positio-
nen zur Verlängerung der Lebens-

arbeitszeit vorstellen. Die IG Me-
tall setzt sich dafür ein, die Regel-
altersgrenze von 65 Jahren beizu-
behalten, das Altersteilzeitgesetz
zu verlängern und Beschäftigten
einen flexiblen Ausstieg aus dem
Berufsleben vor dem 65. Lebens-
jahr zu ermöglichen. Außerdem
fordert sie eine Rente ohne 
Abschläge nach 40 Versicherungs-
jahren.

Die Rente mit 67 führt nach An-
sicht der IG Metall nicht zu einer
längeren Lebensarbeitszeit. Die
meisten Menschen werden trotz-
dem vorzeitig aus dem Erwerbsle-
ben ausscheiden müssen, aber
mit einer wesentlich kleineren
Rente. Denn nach Einschätzung
von Experten ist der Arbeitsmarkt
auf die Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit überhaupt nicht vorbe-
reitet. Zu diesem Ergebnis kommt
eine Expertenjury in Hannover, die
im Auftrag der IG Metall Experten
und Betroffene anhörte. Eine 
»Gesetzesänderung ohne Elch-
test«, nannten die Experten die
Rentenpläne der Regierung.

Zumindest bei der Verlängerung
der Altersteilzeit denken einige
SPD-Politiker inzwischen um, und
schlagen laut »Spiegel« vor, die

3Informationen zu
den Aktionen der 
IG Metall gegen die
Rente mit 67 gibt es
auch im www.extra-
net.igmetall.de
3IG Metall
3 Kampagne: Das geht
besser 
Hier gibt es neben
den Alternativen der
Gewerkschaften zur
Rente mit 67, den Plä-
nen der Regierung
und einem Bürgerinfo
auch Plakate, 
Postenkarten und
Cartoons.

Altersteilzeit zu verlängern und sie
der Rente mit 67 anzupassen.

Wirkungslos blieben die Pro-
teste offenbar nicht. Nun sollen sie
weitergehen. Metallerinnen und
Metaller sollten dazu ihre Abge-
ordneten in ihren Büros besuchen
oder sie per E-Mail anschreiben.
Sie sollten sie auffordern, ihre 
Position zur Rente mit 67 offen 
zu legen, und fragen, wie sie im
Bundestag abstimmen werden.

Farbe bekennen
Außerdem sollten Arbeitnehmer-
vertreterinnen und -vertreter ihre
Bundestagsabgeordneten auch in
den Betrieb einladen. Ein Einsatz
am Hochofen oder eine Schicht am
Fließband könnten sie vielleicht
überzeugen, über einen vorzeiti-
gen Ausstieg aus dem Arbeitsle-
ben nachzudenken.

Auch die Arbeitgeber will die 
IG Metall dazu bewegen, Position
zur Rente mit 67 zu beziehen. 
Dabei gibt es nach Ansicht der 
Gewerkschaft 2 Möglichkeiten:
Entweder sie legen Pläne vor, wie
Menschen bis 67 in den Betrieben
arbeiten können, oder sie stellen
sich öffentlich gegen eine längere
Arbeitszeit.

»Eine Gesetzesänderung ohne Elchtest«
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Die gute Nachricht zuerst: Die Zahl
der Unternehmensinsolvenzen ist
im vergangenen Jahr gesunken. 
31 300 Unternehmen haben 2006
Insolvenz angemeldet. Das ist ein

Rückgang von 15 Prozent gegen-
über dem Vorjahr. Trotzdem ein
schwacher Trost für die Beschäf-
tigten, die von einer Firmenpleite
betroffen sind. Die leidgeprüften
Mitarbeiter von BenQ Mobile wis-
sen davon ein Lied zu singen. Die
Suche des Insolvenzverwalters
nach einem Käufer für die Handy-
fertigung verlief bisher ergebnis-
los im Sande. 

Für die Beschäftigten ist ein 
Insolvenzverfahren in jedem Fall
ein Schock. Das Insolvenzverfah-
ren wird auf Antrag des Schuld-
ners oder eines Gläubigers einge-
leitet, wenn die Firma nicht mehr
in der Lage ist, ihren finanziellen
Verpflichtungen gegenüber den
Gläubigern nachzukommen oder
überschuldet ist. Als Insolvenzver-
walter wird vom Gericht eine unab-
hängige Person eingesetzt. Der In-

solvenzverwalter wird zum »Qua-
si-Arbeitgeber«, auf den Rechte
und Pflichten des insolventen Un-
ternehmens übergehen. Er wird
auch Ansprechpartner für die Ar-

beitnehmer. Ziel ist die Befriedi-
gung der Gläubiger und auch
die Sanierung oder Restruktu-
rierung des Unternehmens. Am
Ende gibt es zwei Alternativen:

Der Betrieb wird stillgelegt oder
ganz oder teilweise verkauft. 

Das ist wichtig für Beschäftigte:
3Die Arbeitsverhältnisse der 
Beschäftigten sind durch die Eröff-
nung eines Insolvenzverfahrens
nicht unmittelbar berührt, son-
dern bestehen fort. 
3Löhne und Gehälter der letzten
drei Monate vor dem Tag der Insol-
venzeröffnung sind durch das so
genannte Insolvenzgeld gesichert.
Dies wird auf Antrag von der Agen-
tur für Arbeit gezahlt, soweit der
Arbeitgeber Löhne und Gehälter
nicht mehr bezahlen konnte. 
3Die Beschäftigten müssen ihre
Forderungen innerhalb der Anmel-
defrist beim Insolvenzverwalter
schriftlich anmelden. Der 
Betriebsrat kann die Forderungen
für die Beschäftigten dann geltend
machen, wenn der Vorsitzende

Gerät ein Unterneh-
men in finanzielle Not,

wird auf Antrag  ein
Insolvenzverfahren

eingeleitet. Das birgt
viele Risiken für die

Beschäftigten. Kann
der Betrieb nicht wei-

tergeführt werden,
kommt die Stillegung

oder der Verkauf.
Buchtipp: Bichlmei-

er/Engberding/Ober-
hofer: Insolvenzhand-

buch, Bundverlag,
2003.

Noch mehr Infos gibt
es außerdem unter: 

www.extranet.
igmetall.de

3 Themen 3 Betrieb
3 Insolvenz

Was ist eigentlich ...

... Insolvenzverfahren

oder ein anderes Betriebsratsmit-
glied dafür bevollmächtigt ist. 
3Urlaubsansprüche bleiben 
bestehen. Der Urlaub kann auch
nach der Insolvenzeröffnung 
genommen werden. 
3Ein Anspruch auf Betriebsrente
gegen den Arbeitgeber verwandelt
sich bei Insolvenz in einen 
Anspruch gegen den Pensionssi-
cherungsverein und ist damit ab-
solut sicher. Ansprüche auf 
Betriebsrente müssen dem Insol-
venzverwalter mitgeteilt werden.
3Der Betriebsrat bleibt bei der 
Insolvenzeröffnung weiter im Amt.
Der Betriebsrat hat in der Insol-
venz dieselben Rechte gegenüber
dem Insolvenzverwalter wie 
gegenüber dem Arbeitgeber. 

Während des Insolvenzverfah-
rens sucht der Insolvenzverwalter
nach Investoren, die das ange-
schlagene Unternehmen oder Tei-
le davon übernehmen möchten.
Bei der Aufstellung eines Insol-
venzplans wirken die Arbeitneh-
mer über den Betriebsrat oder den
Gläubigerausschuss mit. In den
Gläubigerausschuss kann ein 
Betriebsratsmitglied oder ein 
Gewerkschaftsvertreter berufen
werden.

direkt 3/20076

P r a k t i k a

Handlungsbedarf

1 - E u r o - J o b s E l t e r n g e l d

Personalabbau Mogelpackung
Ein-Euro-Jobs ersetzen »in nicht
zu vernachlässigendem Umfang«
reguläre Beschäftigung. Dies
zeigt eine Arbeitgeberbefragung
des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB). Danach 
benutzt fast jede 2. Einrichtung 
1-Euro-Jobber als billige Arbeits-
kräfte. Sie würden etwa als Krank-
heitsvertretungen eingesetzt.
Nach Einschätzung der IAB-For-
scherinnen könnten 1-Euro-Jobs,
obwohl sie zu 100 Prozent öffent-
lich finanziert seien, langfristig
Personalabbau bewirken. Dabei
hätten sich 44 Prozent der 1-Euro-
Jobber auch für eine reguläre Be-
schäftigung geeignet. Dennoch
hätten die Einrichtungen nur bei 
2 Prozent eine Übernahme 
geplant. In 78 von 100 Fällen 
gaben sie an, ihnen fehle Geld für
eine feste Einstellung .

Das Elterngeld fällt in der Regel
niedriger aus und wird kürzer ge-
zahlt als es vom Bundesfamilien-
ministerium dargestellt wird. Das
fand die vom DGB herausgege-
bene Fachzeitschrift »Soziale 
Sicherheit« heraus. Der Grund:
Zum einen werde nicht vom
Brutto-, sondern vom Nettoein-
kommen der Werbungskosten-
pauschbetrag in Höhe von 76,67
Euro pro Monat abgezogen. Zum
anderen würden generell keine
Einmalzahlungen – wie Weih-
nachts- oder Urlaubsgelder oder
Prämien – berücksichtigt. Diese
Bestandteile machen aber rund
8 Prozent des Einkommens aller
Beschäftigten aus. Das Ergebnis
der Zeitschrift: Im Schnitt wird
statt 67 nur 58 Prozent des
früheren Nettoeinkommens 
gezahlt. 

Die Studie der 
Hans-Böckler-

Stiftung 
gibt es im Internet

unter:
www.iab.de

Praktika sind nach einem Hoch-
schulstudium die Regel. Dies 
belegt eine Studie der Hans-Böck-
ler-Stiftung (HSB). 37 Prozent der
Hochschulabsolventen schließen
ein Praktikum ab, 11 Prozent sogar
2, jedes 2. Praktikum werde nicht
bezahlt. 2 von 3 Gratis-Praktikan-
ten werden von ihren Eltern unter-
stützt. Die Hälfte der Befragten 
haben zudem angegeben, die Ein-
richtung habe ihre Arbeit fest ein-
geplant und Lernen habe nicht im
Vordergrund gestanden. Dennoch
erhielt nur rund ein Drittel der Ab-
solventinnen und Absolventen im
Anschluss ein Beschäftigungsan-
gebot. DGB-Vize Ingrid Sehrbrock
sieht daher »dringenden Hand-
lungsbedarf«: »Wir schlagen als
Alternative Berufseinstiegspro-
gramme vor, die existenzsichernd
vergütet werden«.
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B e t r i e b s ü b e r g a n g

Restbetrieb muss
nicht lebensfähig sein
Mit dem Übergang eines Betriebs-
teils gehen nach § 613 a BGB die
Arbeitsverhältnisse auf den 
Erwerber über. Ein Teilübergang
besteht nur dann, wenn es sich um
eine organisatorische Unterglie-
derung handelt, mit der innerhalb
des betrieblichen Gesamtzwecks
ein Teilzweck verfolgt wird. Dazu
reicht eine untergeordnete Hilfs-
funktion. Es kommt nicht darauf
an, ob der verbleibende Restbe-
trieb fortgesetzt werden könnte
oder noch lebensfähig ist. Auf den
neuen Arbeitgeber gehen nur die
Arbeitnehmer über, die in dem Be-
triebsteil tatsächlich eingegliedert
waren. Dass jemand nur Arbeiten
für den übertragenen Betriebsteil
verrichtet hat, etwa  Verwaltungs -
tätigkeiten, reicht nicht aus. 
BAG vom 24. August 2006 – 8 AZR
556/05

direkt 3/2007

Anzeige

B e s c h w e r d e s t e l l e

Betriebsrat
bestimmt mit
Ein Betriebsrat kann eine Eini-
gungsstelle beantragen, die über
die Einrichtung einer Beschwerde-
stelle nach dem Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetz ent-
scheidet. Eine solche Beschwerde-
stelle kann Fragen der Ordnung
des Betriebs und des Verhaltens
der Arbeitnehmer  berühren. Da-
rum ist ein Mitbestimmungsrecht
(nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG) nicht
offensichtlich ausgeschlossen.
ArbG Frankfurt/Main vom 23. Oktober
2006 – 21 BV 690/96 

S c h i c h t a r b e i t

Tarifvorrang bei
geänderter Arbeitszeit
Auch wenn sich an der Bezahlung
nichts ändert, bestimmt der Be-
triebsrat mit, wenn die im Schicht-
plan vorgesehene tägliche 
Arbeitszeit vorübergehend ver-
kürzt wird. Es sei denn, eine tarifli-
che Regelung hat Vorrang und sie
regelt die Angelegenheit zwingend
und abschließend. Dann dürfen
die Tarifparteien dem Arbeitgeber
für bestimmte Fälle ein Allein -
entscheidungsrecht einräumen –
im gleichen Umfang, in dem dies
auch die Betriebsparteien hätten
tun können.
BAG vom 3. Mai 2006 – 1 ABR 14/05

J u g e n d v e r t r e t e r

Weiterbeschäftigung
nur betriebsbezogen
Einen Auszubildendenvertreter
wei terzubeschäftigen, ist dem Ar-
beitgeber in der Regel zumutbar,
wenn eine unbefristete Stelle im
Ausbildungsbetrieb vorhanden
ist. Stellen in anderen Betrieben
des Unternehmens muss der 
Arbeitgeber dagegen bei der Beur-
teilung der Zumutbarkeit nicht
berücksichtigen. Die Weiterbe-
schäftigung ist also streng 
betriebsbezogen und nicht unter-
nehmensweit zu beurteilen.
BAG vom 15. November 2006 – 7 ABR
15/06

3Broschüre
Eine neu aufgelegte
Handlungshilfe der 
IG Metall für Betriebs-
räte informiert über
den Umgang mit Kün-
digungen. 
Schriftenreihe der 
IG Metall Nr. 91:
»Eine ohne Anhörung
des Betriebsrats aus-
gesprochene Kündi-
gung ist unwirksam«
(9. Auflage)
Stückpreis: 1,08 Euro.
Bestellen über die
Verwaltungsstelle,
Bestellnummer: 
2006-14911.

A r b e i t  u n d  R e c h t

E i n - E u r o - J o b s

Betriebsrat muss
zustimmen
Der Einsatz von Ein-Euro-Kräften
ist mitbestimmungspflichtig. Das
Bundesverwaltungsgericht hat  am
26. Januar 2000 Grundsätze für
die Beschäftigung von Sozialhilfe-
empfängern mit zusätzlicher gem-
einnütziger Arbeit beschlossen
(AZ: 6 P 2/99), die der Mitbestim-
mungspflicht bei der Einstellung
nicht entgegenstehen.
VGH Hessen vom 22. Juni 2006 – 22 TL
2779/05

E i n s t e l l u n g e n

Mitbestimmung bei
»Drittpersonal«
In Betrieben mit in der Regel mehr
als 20 wahlberechtigten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern
muss der Arbeitgeber den 
Be triebsrat nach § 99 Abs. 1 Satz 1
BetrVG vor jeder Einstellung über
die Bewerber informieren. Eine
Einstellung besteht dann, wenn
der Neue so eingegliedert wird,
dass der Inhaber die Entscheidun-
gen über Zeit und Ort der Arbeit
trifft. Das schließt nicht aus, dass
der Beschäftigte in einem Arbeits-
oder sonstigen Rechtsverhältnis
zu Dritten steht. Es genügt nicht,
dass die Aufgaben ihrer Art nach
weisungsgebundene Tätigkeiten
sind und mit Stammbeschäftigten
zusammen erledigt werden. Maß-
geblich ist, ob der Inhaber über
Zeit und Ort entscheidet.
BAG vom 13. Dezember 2005 – 1 ABR
51/04

B e t r i e b s r a t s w a h l

Verwaltungsstelle kann
Wahl nicht anfechten
Eine Verwaltungsstelle der IG Me-
tall kann nicht beantragen, eine
Betriebsratswahl für unwirksam zu
erklären – weil sie keine Partei im
Sinne des Arbeitsgerichtsgesetzes
ist. Der IG Metall-Vorstand kann
Verwaltungsstellen aber eine Voll-
macht dazu erteilen.
LAG Düsseldorf vom 13. Dezember 2006
– 13 BV 75/06
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T e r m i n e

27. Februar
Im Vorfeld des G8-Gip-
fels beteiligt sich die 
IG Metall gemeinsam
mit vielen NGO an ei-
nem ganztägigen (11 bis
19 Uhr) Workshop »Glo-
bale Soziale Rechte –
Perspektiven einer an-
deren Globalisierung«
in Frankfurt im DGB-
Haus. Die sozialen Be-
wegungen aus den Be-
reichen Migration, Ent-
wicklung und Arbeit wol-
len gemeinsame Per-
spektiven gegen eine
neoliberale und für eine
andere Globalisierung
entwickeln. Ab 20 Uhr
findet eine Diskussions-
veranstaltung mit Hans-
Jürgen Urban (IG Metall),
Clovis Zimmermann 
(FIAN Brasilien) und Va-
lery Alzaga (amerikani-
sche Dienstleistungsge-
werkschaft SEIU) statt.
Anmeldung: medico in-
ternational, Telefon:
069/94 43 80, Telefax:
069/43 60 02, E-Mail:
info@medico.de 

»Für eine ganze Reihe von Branchen gibt es Anlass, spürbar höhere
Löhne zu vereinbaren.«
Norbert Walter, Chef-Volkswirt der Deutschen Bank

»Die IG Metall schwimmt auf einer Welle der Illusionen hinsichtlich
der tatsächlichen Verhältnisse in der Welt.«
Martin Kannegiesser, Gesamtmetall-Präsident

3Der Internationale Frauentag am 
8. März rückt näher. Die IG Metall
bietet Materialien an, die helfen,
den Tag zu organisieren. Zur Vor-
bereitung und Durchführung 
betrieblicher Aktionen gibt es un-
ter anderem eine Musterrede 
sowie zwei Präsentationen. Eine
Presseerklärung passend zum
Motto kann als Ergänzung zur ei-
genen Pressemitteilung genutzt
werden. Weitere Materialien: DGB-
Aufruf zum diesjährigen Frauentag
und das Logo mit dem Motto »Wei-
tergehen – Zwei Schritte vor. Kei-
nen zurück!« Download unter:
www.extranet.igmetall.de 
3 Themen 3 Gleichstellung 
3 Internationaler Frauentag

3Familienfreundliche Tarifverträ-
ge enthalten Regelungen, die eine
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf verbessern. Arbeitszeit,
Pflege kranker Kinder, Qualifizie-
rung sowie Zulagen und Altersvor-
sorge sind lediglich positive Ein-
zelregelungen, fanden die IG Me-
tall-Frauen heraus. Was fehlt, sind
Vereinbarungen zur Frauenförde-
rung oder Vergleichbares. Down-
load der Broschüre: www.extra
net.igmetall.de 3 Themen 
3 Gleichstellung 3 Tarifverträge

3Chancengleichheit von Frauen
und Männern ist im Betriebsver-
fassungsgesetz fest verankert. 
Jedoch wird es in der täglichen
Praxis im Betrieb schnell kompli-
ziert. Die IG Metall bietet umfang-
reiche Arbeitsmaterialien für eine 
betriebliche Analyse an. Ein Weg-
weiser gibt Tipps und Hinweise.
Betriebsfragebögen helfen bei ei-
ner geschlechterspezifischen Ana-
lyse der Situation von Frauen und
Männern im Unternehmen. Down-
load: www.extranet.igmetall.de 
3 Themen 3 Gleichstellung

M a t e r i a l
3»TeilhabePraxis« heißt die neue
Publikation des AiB-Verlags. Der
Newsletter liefert für Schwerbe-
hindertenvertretungen sowie 
Betriebs- und Personalräte kom-
pakt aufbereitete Informationen
zur Sozial- und Behindertenpoli-
tik. Der Newsletter erscheint 8 Mal
jährlich und kostet 74,80 Euro.
Abonnement über: www.aib-ver
lag 3 Zeitschriften

3Der Kumpelverein hat eine
Handlungshilfe gegen Rechtsex-
tremismus herausgebracht. Die
Broschüre »Aktiv gegen Rechts –
für Gleichbehandlung. Beispiele
aus der Praxis von Berufsschulen
und Betrieben« zeigt Möglichkei-
ten für eigene Aktivitäten auf. 
Download: www.gelbehand.de 
3 Aktuelles

3Betriebs- und Personalräte ha-
ben ihre Arbeitsweisen und Orga-
nisationsstrukturen stark verän-
dert. Die Broschüre »Neue Formen
der Gremienarbeit – Beispiele und
Instrumente« der Hans-Böckler-
Stiftung dokumentiert anhand von
10 Praxisbeispielen, welche Stra-
tegien und Instrumente dabei zum
Einsatz kommen. Download unter:
www.extranet.igmetall.de 
3 Aktive 3 Betriebsrat

F r a u e n t a g

3»Personalinformationssyste-
me« lautet der Titel einer aktuellen
Studie aus dem Archiv »Betrieb -
liche Vereinbarungen« der Hans-
Böckler-Stiftung. Darin wurden 159
Vereinbarungen ausgewertet. Im
Mittelpunkt der betrieblichen Re-
gelungen stehen Verhaltens- und
Leistungskontrolle, Datenschutz
und Mitbestimmungs- sowie Kon-
trollrechte. Weil immer mehr Da-
ten gesammelt und bearbeitet
werden, die unmittelbar mit den
Beschäftigten zu tun haben,
zählen Personalinformationssys -
teme zu den empfindlichsten 
Be reichen in einem Unternehmen.
Darum sind sie in besonderer Wei-
se schutzwürdig. 
Edgar Bergmeister/Andreas Hop-
pe: »Personalinformationssyste-
me«. Bund-Verlag, 9,90 Euro (mit
CD-Rom). Online-Bestellung unter:
www.boeckler.de
3 Betriebsvereinbarungen
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